Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Beschlußempfehiung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Werner Schulz (Berlin) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5722- 


Aufbau Ost wirksam voranbringen 


A. Problem 

Fehlen eines wirksamen finanz- und wirtschaftspolitischen Kon- 
zeptes für den Aufbau Ost und Fortbestehen der Abhängigkeit 
der neuen Länder von hohen gesamtstaathchen Transfers. Ange- 
sichts dieser Situation ist eine weitere Kürzung der Unterstützung 
für die neuen Länder unverantworthch und kurzsichtig. Es sind 
daher die Sohdaritäts- und Transferleistungen für die neuen Län- 
der in den kommenden Jahren beizubehalten und auf absehbare 
Zeit nicht zu kürzen. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN - Drucksache 13/5722 -. 

Einvernehmlichkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Kosten sind nicht quantifizierbar. 

E. Sonstige Kosten 

Kosten sind nicht quantifizierbar. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Druck- 
sache 13/5722- abzulehnen. 


Bonn, den 12. Mai 1997 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Dr. Hermann Pohler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Hermann Pohler 


i. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5722- wurde in der 128. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 10. Oktober 1996 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und zur Mitberatung an den Finanzausschuß, 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit und den Haushalts ausschuß überwiesen. 


11 . 

Der Finanzausschuß hat in seiner 54. Sitzung am 

6. November 1996 mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der SPD beschlossen, 
die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 91. Sitzung am 26. Februar 1997 mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup- 
pe der PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 45. Sitzung am 15. Januar 
1997 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P gegen die Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
der PDS ebenfalls die Ablehnung des Antrages emp- 
fohlen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 

7. November 1996 nüt den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und gegen die Stimmen der Fraktio- 
nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Gruppe der PDS empfohlen, die Vorlage abzu- 
lehnen. 


IIL 

Angesichts der noch fortbestehenden erheblichen 
gesellschaftlichen Unterschiede und Probleme zwi- 


Bonn, den 12. Mai 1997 


sehen Ost und West und dem Fortbestehen der Ab- 
hängigkeit der neuen Länder von hohen gesamt- 
staatlichen Transfers soUen die Soüdaritäts- und 
Transferleistungen für die neuen Länder in den kom- 
menden Jahren beibehalten werden. Der Solidari- 
täts Zuschlag soUe auf absehbare Zeit nicht gekürzt 
werden. Die Antragsteller fordern im einzelnen die 
Förderung eines funktionsfähigen Marktes für risiko- 
tragendes Eigenkapital, die Konzentration der Inve- 
stitionsförderung auf das exportorientierte verarbei- 
tende Gewerbe, verstärkte Forschung und Entwick- 
lung und außerhalb der Hochschulen sowie einen er- 
leichterten Zugang für kleine und mittlere Unterneh- 
men zu deren Ergebnissen. Die Programme zur ost- 
deutschen Forschungsförderung müßten dringend 
neu aufgelegt werden, und die Managementqualität 
junger Unternehmen sei dringend zu verbessern. 
Darüber hinaus wird verlangt, die Regionalförderung 
an ostdeutsche Problemlagen anzupassen. Wirt- 
schafts- und Arbeitsförderung müßten besser mit- 
einander verzahnt, deutsche und europäische För- 
derkonzeptionen aufeinander abgestimmt werden. 
Neben einer baldigen Ökononüschen Reform des 
Steuersystems tritt die antragsteUende Fraktion dafür 
ein, die Arbeitsförderung für die neuen Länder nicht 
abreißen zu lassen. Es werde daher gefordert, ein 
Aktionsprogramm für ökologische Investitionen, Zu- 
kunft sgerichtete Arbeitsplätze und soziale Gerech- 
tigkeit vorzulegen, wozu eine Technologiepolitik ge- 
höre, die ökologisch und sozial sinnvolle Produktio- 
nen und Produkte fördert. Verlangt werden weiter 
ein langfristiges Programm zur Sanierung von Um- 
weltaltlasten, das gemeinsam mit den neuen Ländern 
in Angriff genommen werden soll, um die ökologi- 
schen Standortbedingungen zu verbessern. 

IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
55. Sitzung am 12. Mai 1997 beraten und nüt den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
sowie der Gruppe der PDS xmd bei Abwesenheit der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beschlossen, 
dem Deutschen Bundestag die Ablehnung des An- 
trages - Drucksache 13/5722- zu empfehlen. 


Dr. Hermann Pohler 

Berichterstatter 
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